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Daß jene beiden politiſchen Momente, welche die Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit zum beſonderen Bedürfniſſe machen, und zwar zunächſt 
der Mangel einer politiſchen Partei, der auf Grundlage der beſtehen⸗ 
den Verfaſſung der Sieg im Wahlkampfe nicht entriſſen werden kann, 
ſodann aber eine tiefe und kaum zu überbrückende Kluft zwiſchen den 
im Staate politiſch maßgebenden Parteien in Oeſterreich im reichſten 
Maße vorhanden ſind, kann keiner in Abrede ſtellen, der nicht im 
Parteikampfe und durch Parteileidenſchaft aller Fahigkeit für eine vor⸗ 
urtheilsfreie und unparteiiſche Beurtheilung unſerer politiſchen Verhält⸗ 
niſſe verluſtig geworden iſt. 

Wir bemerken ausdrücklich, daß wir uns hier nur an That⸗ 
fach en halten, wie fie uns die Verfaſſungsgeſchichte Oeſterreichs bietet, 
ohne uns auf den Standpunkt einer politiſchen Partei ſtellen zu wollen 
und auch zu dürfen, was uns hier um ſo ferner liegen muß, als wir 
mit dieſen Zeilen für eine Inſtitution kämpfen, unter deren allum⸗ 
faſſendem Dache jede Partei das suum finden ſoll. 

Zunächſt unterliegt es nun keinem Zweifel, daß in Oeſterreich 
die ſogenannte Verfaſſungspartei, welche dermalen die Regierung in 
Händen hat, der ſogenannten Föderaliſtenpartei (national⸗feudal⸗ultra⸗ 
montanen Partei), welche eben jüngſt in der Bekämpfung der Wahl⸗ 
reform, wenn auch nicht durchwegs in den Mitteln dieſer Bekämpfung, 
die Einheit ihrer Beſtrebungen documentirt hat, welche Einheit, wie 
nicht zu läugnen, in dem Föderativſtaat der einzelnen Kronländer, be⸗ 
ziehungsweiſe Kronlandsgruppen gegenüber dem Einheitsſtaate liegt, 
num eriſch nicht gewachſen tft. Denn zählt zu der letzteren die ge⸗ 
ſammte nicht deuiſche Bevölkerung mit Ausnahme der Ruthenen, während 
die Slaven Dalmatiens und des Küſtenlandes weder zu der einen 
noch anderen Partei gezählt werden können, fo iſt die deutſche Be⸗ 
völkerung inſofern geſpalten, als zu der erſteren Partei wohl die weit 
überwiegende Majorität der Städtebevölkerung, doch ſelbſt mit Aus⸗ 
nahme Tirols gehört, wogegen ein großer Bruchtheil der Deutſchen 
in Oeſterreich und zwar die überwiegende Majorität der Bevölkerung 
in Tirol, dann die Majorttät der Landbevölkerung in Vorarlberg, 


Salzburg, Ober⸗Oeſterreich und Steiermark zur ultramontanen Par⸗ 
tei gehört. 

Doch das numeriſche Ueber⸗ oder Gleichgewicht kommt zunächſt 
nicht in Betracht, ſondern es handelt ſich darum, wie ſich die Sache 
bisher verfaſſungs mäßig geſtaltet“), und nach dieſem Geſichts⸗ 
punkte tritt die Thatſache hervor, daß ſich beide Parteien das Gleich⸗ 
gewicht halten und daß es daher jederzeit in der Macht der Krone 
liegt, dadurch, daß ſie ihren Einfluß auf das loyalſte verfaſſungsmäßige 
Element, nämlich auf den Großgrundbeſitz geltend macht, entweder die 
eine oder die andere Partei zur Herrſchaft gelangen zu laſſen. 

Dadurch aber hat die Krone in Oeſterreich, wie in keinem 
anderen conſtitutionellen Staate der Welt, eine Macht über die Parteien 
welche ſie in die Lage ſetzt, in voller Uebere inſtimmung mit 
den Grundſätzen des Conſtitutionalismus nicht nur bald 
die eine, bald die andere Partei zur Regierung zu berufen, ſondern 
auch dadurch auf die zur Regierung berufene Partei einen Druck aus⸗ 
zuüben, daß fie die politiſch herrſchende Partei morgen zur beherrſchten 
zu machen die Macht hat. 

Daß das verfaſſungsmäßige Verhältniß das oben bezeichnete ſei, 
iſt nicht ſchwer nachzuweiſen. Wir können in dieſer Beziehung die 
Provinzen in ſolche theilen, welche jederzeit für die eine oder andere 
Partei wählen, in ſolche, welche in ihrer Wahl in der oben geſchil⸗ 
derten Weiſe von der Krone abhängen und endlich in ſolche, welche 
regelmäßig mit der Regierung gehen. Zu den erſteren gehören auf 
verfaſſungstreuer Seite Nieder⸗eſterreich, Steiermark, Salzburg, 
Kärnten und Schleften ); auf gegneriſcher Seite Tirol, Vorarlberg, 
Krain und Galizien *); zu der zweiten Kategorie gehören Böhmen, 
Ober⸗Oeſterreich, Bukowina und Mähren 1), und zu der dritten Kate⸗ 
gorie Dalmatien und das Küſtenland FF). 

Betrachtet man hienach die pölitiſche Bedeutung der zweitge⸗ 
nannten Kronländer, unter welchen Böhmen von ganz beſonderer 
Wichtigkeit iſt, ſo liegt es auf der Hand, daß ſie Ausſchlag gebend 
ſind und unſere Verfaſſungsgeſchichte — man denke an Hohenwart — 
hat dies klar erwieſen ff). 

Daß auch das erwähnte zweite politiſche Moment, wie kaum in 


) Dieſe Zeilen find geſchrieben noch bevor die Wahlreform Geſetzeskraft er⸗ 
langte, aber auch nachdem biejelbe nun Geſetz tft, können doch für unſere Darſtellung 
nur die bisher in der öſterreichiſchen Verfaſſungsgeſchichte hervorgekommenen That⸗ 
ſachen, nicht aber Conjuncturen, wie ſich die Verhältniſſe im Abgeordnetenhauſe 
nach dem nenen Geſetze geſtalten werden, zur Grundlage genommen werden. Uebri⸗ 
gens dürfte unſerer Ueberzeugung nach auch das Wahlreſultat auf Grund des neuen 
Geſetzes mit der nachfolgenden Darſtellung nicht im Widerſpruch ſtehen, ſondern 
dieſelbe beſtätigen. 

“) Wählen zuſammen in den Reichsrath 45 Abgeordnete. 

**) Wählen zufammen 56 Abgeordnete. 

+) Wählen zuſammen 91 Abgeordnete. 1 2 

1) Wählen zuſammen 11 Abgeordnete. Die aus jedem Landtage neben 
der jeweiligen Majorität in den Reichsrath gewählte Minorität kommt nicht in 


Betracht. 
9 5 Es iſt ſogar der Regierung leichter geworden in Böhmen eine födera⸗ 
liſtiſche als eine verfaſſungstreue Maforttät zu erlangen. 8 


einem andern Staate in Defterreich vorhanden ift, iſt leider Gottes 
nur allzuwahr. ö 

In dem Leben der Völker, die Geſchichte aller Jahrtauſende 
beweist es uns, gehören unbedingt die nationalen, religiöſen und ſo⸗ 
cialen Gegenſätze zu den ſchroffſten und unverſöhnlichſten. Haben natio⸗ 
nale Gegenſätze den Kämpfen der Völker untereinander von altersher 
bis auf die neueſte Zeit (1870) ſtatt des Charakters des Staaten⸗ 
und Dynaſtenkrieges erſt den Stempel des friſchen, fröhlichen, d. h. 
haß⸗ und racheerfüllten Völkerkrieges aufgedrückt und haben Religions⸗ 
kriege und ſociale Revolutionen von den Selaven⸗ und Bauernkriegen 
an das Volk oder die Völker eines Staates untereinander zerfleiſcht, 
ſo ſind auch heute noch die nationale, kirchliche und ſociale Frage, um 
welche Fragen gerade jetzt der Kampf auf allen Linien hell entbrannt 


iſt, die ſchwierigſten, weil gefährlichſten und unheilbringendſten, denn. 


durch und mit dieſen Fragen blicken wir in einen Abgrund menſch⸗ 
licher Leidenſchaften, die, zum Ausbruche gekommen, in ihren Folgen 
allverheerend ſein müſſen. In dem componirten Worte national⸗feudal⸗ 
ultramontane Partei findet jeder einzelne dieſer drei Gegenſätze ſeine 
eigene Bezeichnung. 

Will man diesfalls die öffentliche Meinung betrachten, die die 
Preſſe zum Ausdrucke bringt, ſo nehme man nur an einem beliebigen 
Tage je ein Organ der Tagespreſſe der verſchiedenen politiſchen Par⸗ 
teien und Parteiſchattirungen vor und wenn man nicht ausnahmsweiſe 
auf ein Blatt geſtoßen iſt, das als weißer Rabe unter den übrigen 
kümmerlich vegetirt, ſo wird den Unbefangenen ein an Grauen ſtrei⸗ 
fendes Gefühl überkommen, wenn er den Haß, die Verleumdungen 
und Verhöhnungen liest, welche jede Partei für die Gegenpartei hat, 
und worin faſt jede der andern die Palme ſtreitig macht. Aber auch 
was das ſociale Zuſammenleben anbelangt, ſo können es uns alle jene 
bezeugen, die an einem Orte leben, wo zwei dieſer feindlichen Parteien 
in unmittelbarer Berührung ſtehen, daß man es trotz allen gegenſei⸗ 
tigen Verſicherungen zugeſtehen muͤſſe, daß beiſpielsweiſe zwiſchen 
Deutſchen und Czechen in Böhmen ein unverſöhnlicher Gegenſatz 
herrſche und daß das Volk durchwegs hinter ſeinen politiſchen Führern 
ſtehe *). 

Nicht in der Vertuſchung und Läugnung der gegenſeitigen Be⸗ 
deutung und des Gleichgewichtes der politiſchen Parteien und dieſer 
ans Mark gehenden Gegenſätze, nein, in ihrer vollen Anerkennung und 
Hinnahme als vollendete Thatſachen liegt jeder Anfang einer Remedur. 
Jeder politiſchen Partei muß im Staate innerhalb der allgemeinen 
geſetzlichen Schranken die volle Freiheit gewährt werden, ihr poli⸗ 
tiſches Ziel zu verwirklichen und hiezu ſich der geſetzlichen Mittel 
zu bedienen, durch und in Corporationen, Vereinen, Verſammlungen 
durch Wort und Schrift und durch die That für ihre Ueberzeugungen 
einzuſtehen, und die möglichſt weitgehende Freiheit iſt deſto noth⸗ 
wendiger, je mehr die Parteien durch ſchroffe Gegenſätze getrennt find 
und ſich an Bedeutung gleichſtehen und das Gleichgewicht halten. In⸗ 
deſſen muß ſich auch jede Partet, wenn fie trotz des ihr voll zuſtehen⸗ 
den Gebrauches aller geſetzlichen Mittel die verfaſſungsmäßige Herr⸗ 
ſchaft im Staate durch die Wahlen nicht erlangen konnte, die Regie⸗ 
rung der Gegenpartei gefallen lafſen und es wird dann ihre natur⸗ 
gemäße Aufgabe, ja auf dem Standpunkte ihrer Ueberzeugungen ihre 
Pflicht ſein, die Regierung der andern Partei (unter Anwendung ge⸗ 
ſetzlicher Mittel) zu — ſtürzen. 

Regiert nun conſtituttonsmäßig die Parlamentsmajorität und be⸗ 
hauptet auch jede Partei und iſt ſie wohl auch beſtrebt, nur nach den 
Grundſätzen der Gerechtigkeit zu regieren, ſo liegt es doch in den 
Schwächen der menſchlichen Natur, daß die parlamentariſche Partei⸗ 
regierung mehr oder weniger auch eine parteitſche fein und ihre poli⸗ 
tiſche Richtung und deren Träger hie und da bevorzugen wird. 

Würden, wie es eine hoffentlich wiſſenſchaftlich bald ganz abo⸗ 
lirte conſtitutionelle Doctrin verlangt, alle Staatsgewalten in der Volks⸗ 
vertretung concentrirt ſein, dann müßte ein ſolcher Zuſtand in einem 
Staate, wo, wie in Oeſterreich fich gleichwiegende Parteien ſchroff ge⸗ 
genüber ſtehen, bald ein unerträglicher werden und in letzter Conſequenz 
zur Auflöſung des Staates führen. Denn entweder würde der Wechſel 
der Majoritäten alle geſetzliche und rechtliche Stabilität zerſtören oder 


) Steinwürfe, Katzenmuſiken and Anſammlungen vor dem deutſchen Caſino 
in Prag als Repräſentanten des gegneriſchen nationalen (deutſchen) undtſocialen 
(Bourgeviſie) Elementes und vor dem Jeſutten⸗Collegi um, als Repräſentanten des 
altramontanen Elements, find noch in Aller Erinnerung. 
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gelänge es durch das beatus possesor einer Partei ſich lange am 
Ruder zu erhalten, ſo entſtünde in der Oppoſition der berechtigte 
Wunſch, daß ſelbſt durch den Untergang des Staates eine Knecht⸗ 
ſchaft aufhöre, die auf die Länge einem mächtigen Bruchtheile des 
Volkes nicht zugemuthet werden kann. 

Dürfen ſich alſo in der Volksvertretung nicht alle Staatsge⸗ 
walten concentriren, und iſt dieſelbe auch auf dem geſetzgebenden Ge⸗ 
biete durch die Sanction der Krone, die Zweidrittel-Stimmen⸗ und 
(betreffs der Landesgeſetze) Dreiviertel⸗ Anweſenheits⸗Forderung und in 
gewiſſem Sinne durch das Herrenhaus beſchränkt (obwohl weitere Ga⸗ 
rantien für die Stabilität der Geſetzgebung und die letztere überhaupt 
empfehlenswerth wären), ſo muß dagegen die Regierungsgewalt, welche 
zwar de jure der Krone, de facto aber durch die Miniſterverantwort⸗ 
lichkeit und die Dependenz der Miniſter von der Kammermajorität 
der letzteren zuſteht und in welcher der Parteiſtandpunkt am ſchroffſten 
und ſchnellſten zum Ausdrucke gelangt, nur auf das weſenhaft und 
daher nothwendig derſelben Zuzuweiſende beſchränkt ſein, und es 
muß neben der Regierungsgewalt eine von der jeweiligen Kammer⸗ 
majorität gänzlich unabhängige Gerichtsgewalt beſtehen, welche auf dem 
Gebiete conereter Rechtsanwendung dem Anhänger jeder Partei, nicht 
nur den weitgehendſten, ſondern auch, ſoweit es menſchliche Verhält⸗ 
niſſe überhaupt zulaſſen, den gleichmaßigſten und gerechteſten Schutz 
und die ſicherſte Garantie hiefür gewährt. Hiemit wären wir wieder 
bei der Verwaltungsgerichtsbarkeit angelangt. 

Da wir nun in Oeſterreich verfaſſungsmäßig und in der That 
eine parlamentariſche Partei- (nicht parteiiſche) Regierung haben und 
da auch nicht in Abrede geſtellt werden kann, daß manche Acte dieſer 
Regierung trotz des Beſtrebens derſelben gerecht zu ſein, der Gegen⸗ 
partei wenigſtens die motivirte Veranlaſſung geben, ſie für parteiiſch 
zu halten, ſo iſt der gegenwärtig beſtehende Zuſtand, daß ſich dieſe 
Regierung (abgeſehen von der extenſiv unklaren und beſtrittenen, 
jedenfalls geringen und der intenſiv wenig wirkſamen Judicatur des 
Reichsgerichts) auf das geſammte Gebiet der Verwaltung erſtreckt, um 
uns eines milden Ausdruckes Gueiſt's (Rechtsſtaat, S. 171) zu bes 
dienen, ein unhaltbarer. 

Er iſt unhaltbar auf dem Gebiete der Staatsverwaltung, weil 
ſelbſt die einzig wirkſame objective Gewähr einer gleichmaßigen Mi⸗ 
niſterverwaltung, nämlich die geſetzliche und factiſche Verantwortlichkeit 
des Miniſters der Kammer gegenüber in Oeſterreich nicht zur An⸗ 
wendung kommen wird, indem die regierende Partei dem Umſtande 
gegenüber, daß ſie, wie oben nachgewieſen wurde, zu der Krone in 
einem dependenten Verhältniſſe ſteht, den von der Krone berufenen 
Miniſter, den dieſe ſelbſt zu entlaſſen nicht befindet, deßhalb nicht in 
Anklageſtand verſetzen oder ihm auch nur ein materielles Mißtrauens⸗ 
votum geben wird, weil er beiſpielsweiſe eine geſetzwidrige Recursent⸗ 
ſcheidung getroffen, während er politiſch ganz intact daſteht. 

Er iſt unhaltbar auf dem Gebtete der Staatsverwaltung, weil, 
wenn auch die eben berührte Gewähr auf dem Gebiete der Verwal⸗ 
tung nicht zur Anwendung kommen mag, doch durch die politiſche Ab⸗ 
hängigkeit der Miniſter von der Kammermajorität die Staatsverwal⸗ 
tung zu einer Verwaltung der Kammermajorität wird, einer Kammer⸗ 
majorität, die trotz des nicht ohne Mühe errungenen Erfolges bei den 
letzten Wahlen im böhmiſchen Großgrundbeſitze, wie es die wichtige 
Abſtimmung über die Wahlreform gezeigt hat, von den 203 Stimmen 
be Abgeordnetenhauſes nicht zwei Drittel ſondern nur drei Fünftel 

eſitzt ). 

Er iſt unhaltbar auf dem Gebiete der autonomen Verwaltung 
und auf dieſem Gebiete tritt der Uebelſtand noch greller hervor, als 
auf dem der Staatsverwaltung. Denn hier iſt das verwaltende Organ 
wenn nicht die von der herrſchenden Partei gewählte Gemeinde⸗, Bes 
zirks⸗, Landesvertretung jelbft, ein unmittelbar von derſelben aus der⸗ 
ſelben gewählter Ausſchuß. Hier iſt alſo das Parteielement unmit⸗ 
telbar zur Verwaltung berufen. Tritt auch bei den Gemeinde und 
Bezirksorganen, namentlich aber bei erſteren jenes Moment einer 
gleichgewichtigen, im Wahlkampfe unterlegenen Oppoſitionspartei, 
die zugleich von der anderen Partei durch jene ſchroffen Gegenſätze 
getrennt wäre, nicht ſo regelmäßig hervor und iſt auch gegen die Ver⸗ 
fügungen und Entſcheidungen dieſer Unter⸗ und Mittelorgane als 

) Schreiber dieſes kann um ſo berechtigter hierauf aufmerkſam machen, als 
er ein warmer Freund der directen Wahlen iſt, und in denſelben gleichfalls ein wirt» 

ſames Mittel zur Löſung der öſterreichiſchen Frage ſieht. 


ſolcher das Remedium der Berufung an das Landesorgan gegeben; 
ſo ſpiegelt ſich um ſo häufiger in den Landesorganen die ganze Be⸗ 
ſchaffenheit des beſtehenden Zuſtandes, d. h. deſſen Unhaltbarkeit. Dieſer 
Zuſtand wird hier oft geradezu zur Farce. Iſt doch überall bei uns 
die Landesverwaltung eine Parteiverwaltung, die Verwaltung einer 
Partei, die von der bei den Wahlen in größerer oder geringerer Mi⸗ 
norität gebliebenen Partei gehaßt wird. Tritt ein Wechſel der Partei⸗ 
herrſchaft ein, jo treten mit demſelben jene geradezu unerhörten Zu⸗ 
ſtände ein, wie ſie uns bei der Landesverwaltung in Böhmen, Mähren 
und Ober⸗Oeſterreich unter dem Miniſterium Hohenwart und kurz 
nachher recht beklagenswerth vor Augen geführt worden ſind. 

1 Iſt bei der Staatsverwaltung wenigſtens die Homogenität ge⸗ 
wahrt, fo gibt es hier unter den verwaltenden Organen ſelbſt kläglich 
beluſtigende, mathematiſch zu berechnende Variationen: Es können 
nämlich alle drei Organe (a, b, c) der einen (I oder der andern (II) 
Partei angehören, ausgedrückt durch die Formel: 


a Il a II 
b I oder b II 
0 J c II. 


Die weiteren Variationen und Formeln überlaſſen wir der 
ſtaatswiſſenſchaftlich⸗mathematiſchen Phantaſte der Leſer, wie etwa: 


a J a II 
b II oder b 1 
ce I ce II 


det de, d. a 

Sim denke ſich einem ſolchen Organismus gegenüber den Fall, 
daß es ſich beiſpielsweiſe um die Ertheilung der Baubewilligung an 
einen hervorragenden Parteimann (in Böhmen der Verfaſſungs⸗ oder 
Declaranten⸗Partei) handle; heißt dies nicht die Menſchen in Ver⸗ 
ſuchung führen? ö 

Hiezu tritt dann etwa die Widerſpänſtigkeit innerhalb der Organe 
ſelbſt, und die Landesvertretung, beziehungsweiſe der Landes ausſchuß 
hat nicht einmal die Mittel, die Durchführung ſeiner Entſcheidung 
oder Verfügung zu erzwingen und muß um die Execution bei der 
Staatsverwaltung betteln, die vielleicht der entgegengeſetzten Partei⸗ 
richtung angehört, d. h. von einer ſolchen Kammermajorität abhängt. 

Doch genug des trüben Bildes. genug Grau fände ſich noch 
für dasſelbe, wenn wir in Einzelheiten der Geſchichte unſeres öffent⸗ 
lichen Rechtes eingehen wollten. Wir glauben jedoch bereits mit 
dem Geſagten bis zur Evidenz die Nolhwendigkeit der Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit aus den politiſchen Verhältniſſen Oeſterreichs nachge⸗ 
wieſen zu haben, um an Stelle der Parteiverwaltung eine mit den 
Bürgſchaften des gleichen Maßes und größter Unabhängigkeit um⸗ 
gebene Verwaltung zu ſetzem. Darin läge, wie geſagt ein dankens⸗ 
werthes Stück der Löfung der öſterreichiſchen Frage. 

War man ſich deſſen bei der Verfaſſung des vorliegenden Ent⸗ 
wurfes bewußt, iſt man es bei deſſen Berathung, wird man es bei 
der Schlußfaſſung ſein? 

Wir verkennen nicht die große Selbſtverläugnung, welche da⸗ 
rin liegt, daß gerade jene Organe, von welchen die Einführung der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit abhängt, durch dieſelbe an Macht einbüßen, 
denn die Macht iſt ſüß Machteinbuße erleiden werden: Die Volks⸗ 
vertretung, weil mit der Verwaltungsgerichtsbarkeit die palamenta⸗ 
riſche Parteiverwaltung aufhören ſoll; die Miniſter, weil mit der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit die nur der Volksvertretung gegenüber 
verantwortliche Miniſterverwaltung aufhören ſoll (und dieſe Verant⸗ 
wortlichkeit vor ſeiner politiſchen Partei nimmt der Miniſter bei 
ſeiner ſonſt ſouveränen Macht in Verwaltungsſachen gern in Kauf); 
die Bureaukratie endlich, deren weit verzweigter Organismus nur je 
dem einen Miniſter verantwortlich, in vielen Fällen ſchließlich doch 
thut, was er will, weil dieſe letztere Macht hinwegfiele und hiedurch 
wie durch Stellenminderung der Bureaukratie ein höchſt empfind⸗ 
licher Schlag verſetzt würde. Aber dieſe Selbſtverläugnung zu üben 
iſt eine ernſte Pflicht der Gerechtigkeit und des Patriotismus. 


) Zur Erläuterung der zwei letzten Formeln diene zum Exempel: deutſche 
(verfaſſungstrene) Gemeinde im Pilfener Bezirke, czechiſche (föderoliſtiſche) Bezirks⸗ 
vertretung, verfafſungstreuer Landesausſchuß (Landesvertretu g). Dieſes Beiſpiel iſt 
der Gegenwart entnommen. Sodann: ezechiſche (föderaliſtiſche) Gemeinde im Leit⸗ 
meritzer Bezirke, deutſche. (verfaſſungstreue) Bezirksvertretung, föderaliſtiſcher Lan⸗ 
desausſchuß (Landesvertretung). Dſeſes Beispiel iſt⸗der⸗Hohenwart'ſchen Zeit ent⸗ 
nommen. N 
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Somit wäre uns der Maßſtab für die Beurtheilung des vor⸗ 
liegenden Entwurfes gegeben, und wir können an das Princip und 
die Einzelbeſtimmungen desſelben gehen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, welche Bedeutung dem Ausſpruche einer Gemeinde, daß 
ein Weg als ein öffentlicher anzuſehen ſei, zukomme. 


In der Gemeinde Jägerndorf führt durch den ſogenannten 
Pfaffengarten über die Gründe des Johann H ein Fußweg. welcher 
bei der Realität des Johann H. durch ein Thürchen abgeſperrt wer⸗ 
den kann. Bezüglich der Abſperrung dieſes Fußweges hatte der Grund⸗ 
beſitzer Johann H. mancherlei Streitigkeiten mit feinen Nachbarn, 
denen es jedoch nicht gelingen konnte, die Offenhaltung des Fußpfades 
im gerichtlichen Wege zu erkämpfen. Ueber Anregung dieſer für den 
Fußweg intereſſirten Nachbarn nahm ſich der Gemeinde⸗Ausſchuß von 
Jägerndorf der Sache an und faßte unterm 2. December 1868 den 
Beſchluß: „daß der fragliche Weg ein öffentlicher ſei und Johann 
H. zur Oeffnung dieſes Weges verhalten werden ſoll, widrigens er 
hiezu mit Zwangsmaßregeln verhalten werden müßte“. 

Gegen dieſen Gemeindebeſchluß brachte Johann H. den Recurs 
bei dem ſchleſ. Landesausſchuſſe ein, jedoch ohne Erfolg. Der Landes⸗ 
ausſchuß, unterm 25. Jänner 1869, 3. 4098, verwies den Recurren⸗ 
ten auf die Gemeindeordnung, nach welcher die Gemeinde berechtigt 
und verpflichtet ſei, für Wege und Stege Sorge zu tragen u. ſ. w. 
Nun führte H. bei der Bezirkshauptmannſchaft in Jägerndorf Be⸗ 
ſchwerde gegen jenes Erkenntniß, und zwar mit Erfolg. Mit der Er⸗ 
ledigung vom 3. Februar 1869 unterſagte die k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft die Vollziehung des Gemeindebeſchluſſes vom 2. December 
1868 und erklärte die auf jenen Beſchluß ſich baſirende Erledigung 
des Gemeindevorſtandes als aufgehoben, weil nach § 27 G. O. wohl 
der Gemeinde die Sorge für die Erhaltung der Gemeindewege. und 
Straßen, nicht aber auch das Recht zur Entſcheidung darüber zu⸗ 
ſteht, in welche geſetzliche Kategorie irgend ein Weg einzureihen ſei. 
Es muß erwähnt werden, daß ein Magiſtratsbeſchluß vom 3. April 
1844, den Weg durch den Pfaffengarten betreffend, exiſtirt, durch 
welchen Beſchluß dem Grundeigenthümer H. über ſein Anſuchen um 
Auflaſſung jenes Weges bedeutet worden war, daß er ſein Recht im 
ordentlichen Wege geltend zu machen habe, daß aber bis zur dies⸗ 
fälligen rechtskräftigen Entſcheidung der Weg im dermaligen Stande 
zum ungehinderten Gebrauche verbleiben müſſe. Auf dieſen Magiſtrats⸗ 
beſchluß ſtützte der Jägerndorfer Commune⸗Ausſchuß fein Votum vom 
2. December 1868. 

Gegen die citirte Entſcheidung der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
ergriff nun die Gemeindevertretung den Recurs an die k. k. ſchleſ. 
Landesregierung und reuſſirte, indem die Landesbehörde die Erledigung 
der Bezirks hauptmannſchaft mit der Motivirung aufhob, daß die poli⸗ 
tiſche Bezirksbehörde zur Aufhebung des Gemeindebeſchluſſes nicht 
competent geweſen ſei. Gegen dieſen Erlaß der Landesregierung 
recucrirte H. an das Miniſterium, jedoch ohne Erfolg, indem ſich 
das 0 in demfelben Sinne wie die Landesregierung aus⸗ 
ſprach. 

} In Folge der vom Miniſterium gefällten Entſcheidung gab der 
Gemeindevorſtand dem Johann H. mit Beſcheid vom 21. April 1869 
neuerlich den Auftrag, den Weg durch den Pfaffengarten zu öffnen, 
gegen welchen Auftrag der genannte Grundeigenthümer unterm 24. April 
1869 an den Gemeindevorſtand die Anzeige erſtattete, daß er dem 
ergangenen Auftrage nicht nochkommen werde, weil der fragliche Weg 
ſein ausſchließliches Eigenthum ſei. In Folge dieſer Weigerung ver⸗ 
fügte der Gemeindevorſtand nun die zwangsweiſe Oeffnung der Thüre. 

Darüber trat der Grundeigenthümer Johann H. gegen die 
Stadtgemeinde Jägerndorf mit einer Beſitzſtörungsklage auf und bes 
ſchwerte ſich über die gewaltſame Oeffnung der in ſeinen Garten füh⸗ 
renden Thüre. Mit dem Erkenntniſſe des k. k. Bezirksgerichtes in 
Jaͤgerndorf vom 31. Juli 1870, 3. 1499, wurde entſchieden, daß 
die Gemeinde Jägerndorf ich durch die gewaltſame Oeffnung des 
Pfaffengartenthürls einer Beſitzſtörung ſchuldig gemacht habe und deß⸗ 
halb verurtheilt werde, die Thüre wieder abzuſperren und dem Grund⸗ 


eigenthümer Johann H. den Schlüſſel auszufolgen. Mit dem weiteren 
Begehren, daß Jedermann von dem Betreten des durch den Pfaffen⸗ 
garten führenden Fußſteiges auszuſchließen ſei, wurde der Kläger ab⸗ 
gewieſen, weil dieſer Theil des Klagepetites über den Rahmen eines 
Beſitzſtörungsſtreites hinausreichte. Gegen dieſes Erkenntniß des Be⸗ 
zirksgerichtes ergriffen beide Theile den Recurs, jedoch mit negativem 
Erfolge, indem durch das oberlandesgerichtliche Urtheil vom 29. No⸗ 
vember 1870, Nr. 11.754, die erſtrichterliche Entſcheidunz ihrem 
vollen Inhalte nach beſtätigt ward. In den Gründen der oberlandes⸗ 
gerichtlichen Recurserledigung erſcheint ausdrücklich hervorgehoben, daß 
durch die von der Gemeindevertretung verfügte Aufſperrung der in 
Rede ſtehenden Gartenthüre der betreffende Grundbeſitzer in ſeinem 
Beſitze geſtört worden ſei, wozu die Gemeinde nicht berechtigt war. 

Auf Grund des erſtrichterlichen Erkenntniſſes ſuchte Johann H. 
die Execution gegen die Gemeinde an, welches Anſuchen bewilligt 
ward. Inzwiſchen ergriff die Gemeinde den Recurs an den oberſten 
Gerichtshof, und zwar mit Erfolg, denn es erfloß die oberſtgericht⸗ 
liche Entſcheidung vom 22. März 1871, Nr. 2318, durch welche 
der Kläger Johann H. mit ſeiner Befitzſtörungsklage abgewieſen ward, 
und. zwar deßhalb, weil nicht die geklagte Stadtgemeinde Jägerndorf 
als juriſtiſche Perſon ſich der ihr zur Laſt gelegten Beſitzſtörung ſchuldig 
gemacht hat und weil die Amtshandlungen des Magiſtrates, beziehungs⸗ 
weiſe des Polizeicommiſſärs als Ortspolizeibehörde nicht der gerichtlichen 
Judicatur unterliegen. Inzwiſchen war auf Grundlage der Erkenntniſſe 
der beiden unteren Inſtanzen die ofterwähnte Thüre wieder zugeſperrt 
worden. i 

Nachdem die Gemeinde in II. Inſtanz die Zurückweiſung der 
H.ſchen Beſitzſtörungsklage erwirkt hatte, brachte ſie gegen den Eigen⸗ 
thümer des Pfaffengartens ein Executionsgeſuch ein, in welchem die 
gerichtliche zwangsweiſe Oeffnung der Thuͤre begehrt wurde. Mit 
dieſem Geſuche wurde die Gemeinde Jägerndorf durch den Beſcheid 
des Jägerndorfer Bezirksgerichtes vom 28. April 1871, Nr. 1689 
abgewieſen; gegen die abweisliche Erledigung ergriff die Gemeinde 
den Recurs, wurde aber auch vom Oberlandesgerichte mit dem Er⸗ 
laſſe vom 2. Auguſt 1871, 3. 9407 abgewieſen; damit gab ſich die 
Gemeindevertretung nicht zufrieden und recurrirte an den oberſten Ge⸗ 


richtshof, wo ſie auch mit dem oberſtgerichtlichen Decrete vom 2. No⸗ 


vember 1871, 3. 13.201 abgewieſen wurde. Die Zurückweiſung 
des von der Gemeindevertretung geſtellten Begehrens erfolgte deßhalb, 
weil ein gerichtliches Erkenntniß gegen H., durch welches demſelben 
eine Leiſtung oder eine Unterlaſſung auferlegt worden wäre, nicht 
vorlag. 

Nun ging die Gemeinde abermals daran, die zwangsweiſe 
Oeffnung der fraglichen Thüre im polizeilichen Wege zu bewerkſtelli⸗ 
gen und ertheilte dem Polizeicommiſſär der Gemeinde den Auftrag, 
für die Offenhaltung der Thüre Sorge zu tragen. 

Ueber den gegen die diesfälligen Beſcheide des Gemeindevor⸗ 
ſtandes vom 2. December 1871 und 22. März 1872 von Johann 
H. an den Landesausſchuß ergriffenen Recurs ordnete letzterer eine 
Localcommiſſion an und entſchied auf Grundlage derſelben unterm 
6. Auguſt 1872, 3. 2589, daß dem Recurſe des Johann H. Folge 
gegeben und die fraglichen Aufträge, betreffend die Offenhaltung der 
Thüre am Wege durch den Pfaffengarten aufgehoben werden. Aus 
folgenden Gründen: a 

„Durch die aus Anlaß der Beſitzſtörungsverhandlung in Sache 
des Johann H. gegen die Stadtgemeinde Jägerndorf vernommenen 
Zeugen, dann durch das Commiſſionsprotokoll vom 22. Juli 1872 
iſt unzweifelhaft erwieſen, daß Johann H ſich im Beſitze des Rechtes. 
das Thürchen abzuſperren, befand. Weder die Magiſtratsentſcheidung 
vom 3. April 1844, noch die Entfcheidung des k. k. Oberſten Ge⸗ 
richtshofes vom 22. März 1871 alteriren dieſe Thatſache. Denn in 
der Magiſtratsentſcheidung iſt bloß das Recht der damaligen Beſchwerde⸗ 
führer, alſo einiger weniger Perſonen, durch den Magiſtrat nach der 
damaligen Geſetzgebung als politiſche Behörde gewahrt, in der eitirten 
Entſcheidung des k. k. Oberſten Gerichtshofes aber die Beſitzſtörungs⸗ 


klage des Johann H. aus formellem Grunde nur deßhalb zurückge⸗ 
wieſen, weil die Gemeinde Jägerndorf nicht als juriſtiſche Perſon die 


Aenderung des Beſitzverhältniſſes verfuchte, ſondern der Magiſtrat als 
Ortspolizeibehörde die Oeffnung des Thürchens veranlaßte, die 
Gerichte daher zur Entſch idung über dieſe Beſchwerde nicht compe⸗ 
tent waren. f 
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War aber Johann H. im Beſitze des Rechtes, die Thüre ver⸗ 
ſchloſſen zu halten, ſo konnte er dieſes Rechtes nur durch eine richter⸗ 
liche Entſcheidung verluſtig erklärt werden. 

Wenn nun in dem Beſchluſſe des Gemeinde Ausſchuſſes vom 
2. December 1868 der in Frage ſtehende Weg durch den Pfaffen⸗ 
garten als ein öffentlicher Weg erklärt wird, und wenn auch nach den 
Entſcheidungen der autonomen und landesfürſtlichen Behörden dieſer 
Beſchluß in der Competenz des Gemeinde⸗Ausſchuſſes lag, ſo kann 
doch eben fo wenig bezweifelt werden, daß durch dieſen Beſchluß nicht 
eine Verfügung über Beſitz und Eigenthum des fraglichen Weges ge⸗ 
troffen werden konnte. Die Entſcheidung des Landesausſchuſſes vom 
25. Jänner 1869, 3. 4098, womit Johann H. mit feiner Beſchwerde 
gegen den Beſchluß des Gemeinde⸗Ausſchuſfes vom 2. December 1868 
abgewieſen wurde, hat nur den Sinn, daß vom Standpunkte der 
die Autonomie betreffenden Geſetze die Gemeinde das Recht habe, 
einen Weg als einen öffentlichen zu erklären, keineswegs aber hat die 
Entſcheidung des Landesausſchuſſes den Sinn, daß dieſer Weg als 
öffentlicher vom Landesausſchuſſe anerkannt und die Gemeinde jeder 
Verpflichtung enthoben werde, jene Schritte zu thun, welche ihren Be⸗ 
ſchluß mit den entgegenſtehenden Beſitz⸗ und Eigenthumsanſprüchen in 
Einklang bringen können. 

Der Gemeinde⸗Ausſchuß hat die Durchführung dieſes Beſchluſſes 
dem Gemeindevorſtand übertragen; Sache des Vorſtandes war es, den 
Weg der Durchführung zu wählen, ob durch gütlichen Vergleich, ob 
durch einen Rechtsſtreit, oder aber durch Expropriation; immer aber 
durfte dieſer Weg nur ein durch das Geſetz geftatteter fein. Indem 
der Gemeinde⸗Ausſchuß, beziehungsweiſe Gemeinde⸗Vorſtand ohne 
Rückſicht auf das beſtehende Beſitz⸗ und Rechtsverhältniß 
die Oeffnung des Weges durch den Pfaffengarten nicht nur beſchloß, ſon⸗ 
dern zugleich dieſen Beſchluß im polizeilichen Wege gewaltſam durch⸗ 
führte, ging er über die durch das Geſetz gezogene Grenze hinaus. Es 
mußte daher dem Recurſe des Johann H. ſtattgegeben werden“. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den im zeftlichen Ruheſtande befindlichen Statthalter 
und geheimen Rath Kaspar Grafen Lodron⸗Laterano zum Landespräſidenten 
in Kärnten mit Belaffung des Tikels Statthalter ernannt. 

Seine Mafeſtät haben dem Statthaltereirathe und ſtellvertretenden Regierungs⸗ 
rathe bei der Landesregierung in Kärnten Karl Ritter v. Reichenbach den Titel 
und Charakter eines Hofrathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberbergrathe der Berghauptmannſchaft in Prag 
Eduard Hübl Edlen v. Stollenbach bei deſſen Penſionirung den Orden der 
eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 0 

Seine Majeſiät haben dem Med. Dr. Bernhard Wölfler den Titel eines 
kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Direckor der priv. Dnieſterbahn Dr. Albert Spell 
Ritter v. Oſtheim das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem zeitlich penſionirten Schichtmeiſter Peter Heigl 
taxfrei den Titel eines Bergrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem ehemaligen Gemeindevorſteher in St. Peter am 
Wimberg Georg Arnoldner das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 


Erledigungen. 


Bezirksſecretärsſtelle bei ben politiſchen Behörden Mährens mit 600 fl. Ge⸗ 
halt jährlich, bis 25. April. (Amtsbl. Nr. 77.) 
Zwei Bezirksſchätzungsreferentenſtellen anläßlich der Grundſteuerregelung mit 
dem Taggelde von je 4 fl., bis 25. April (Amtsbl. Nr. 83). 
manuenſisſtelle an der Grazer Univerſitätsbibliothek mit 600 fl. ö. W., bis 
Ende April (Amtsbl. Nr. 88). 


Concurs 


zur Beſetzung der Stelle eines dritten Secretärs bei dem Bürger⸗ 
meiſteramte zu Troppau. j 
Bewerber um dieſe Stelle haben ihre eigenhändig gefchriebenen, mit den Nach⸗ 
weiſen ihres Alters, Standes, Wohlverhaltens, ihrer bisherigen praktiſchen Verwen⸗ 
dung, der mit gutem Erfolge zurückgelegten juridiſch politiſchen Studien und der ge- 
Kon Befähigung für den politiſchen Staakedienſt belegten Geſuche bis 30. April 
1873 hieramts einzubringen. f b 
Mit dieſem Dienſtpoſten iſt ein Jahresgehalt von 1000 fl. ö. W. nebft einem 
hievon entfall nden 15percentigen Quarkiergelde, dann die Penſionsfähigkeit nach dem 
Penſionsſtatute vom 16. December 1871 für die Beamten und Diener der Stadtge⸗ 
meinde Troppau, dann deren Witwen und Waiſen verbunden, wonach die Dienſtzeit 
vom Tage des beim Eintritte in den Communaldienſt abgelegten Dienſteides an ge⸗ 
rechnet und den aus dem Staatsdienſte unmittelbar und ohne Unterbrechung in den 
Dienft der Stadtgemeinde übergetretenen Beamten die im Staatsdienſte vollbrachte 
Dienſtzeit zum Behufe der Penſionsbemeſſung in ihre bei der Stadtgemeinde zuge⸗ 
brachte Dienſtzeit eingerechnet wird. 
2.2 Troppau, am 28. März 1873. Der Bürgermeiſter. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


